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Entwurf eines Gesetzes über die Erhebung eines Grundwasserentnahmeentgeltes

(Saarländisches Grundwasserentnahmeentgeltgesetz) 

Drucksache 13/1614 vom 24.Oktober 2007

Ihr Schreiben vom 13. November 2007; Tgb.Nr. 1544/07

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

der SSGT dankt für die Möglichkeit, sich zum Entwurf eines Gesetzes über die Erhebung eines Grundwasserentnahmeentgelts (Saarländisches Grundwasserentnahmeentgeltgesetz) zu äußern.

Das Präsidium unseres Verbandes hat das vorgesehene Regelwerk eingehend geprüft und sich dabei einstimmig gegen die Einführung eines Grundwasserentnahmeentgelts im Saarland ausgesprochen. Dabei ließen sich die Präsidiumsmitglieder von folgenden Überlegungen leiten:

1.

Wie die Frankfurter Allgemeine Zeitung in ihrer Ausgabe vom 31.10.2007 berichtet, wird derzeit auf der Arbeitsebene der Umweltministerkonferenz über die Einführung eines bundesweit einheitlichen Grundwasserentnahmeentgelts diskutiert. Angesichts dieser Überlegungen über eine bundesgesetzliche Regelung erscheint es wenig sinnvoll, die Materie zum jetzigen Zeitpunkt in einem Landesgesetz zu regeln, das möglicherweise in absehbarer Zeit aufgehoben bzw. an bundesrechtliche Vorgaben angepasst werden muss. 

Zu beachten ist in diesem Zusammenhang zum einen der bei den öffentlichen Wasserversorgern durch die Umsetzung der landesrechtlichen Regelungen entstehende erhebliche Verwaltungsaufwand, der sich in absehbarer Zeit als überflüssig erweisen könnte, weil die zu erwartende Bundesregelung abweichende Vorgaben bzw. Ansätze enthält, die wiederum mit großem Aufwand umgesetzt werden müssen. Zum anderen wird den Wasserverbrauchern die Notwendigkeit eines solchen „Systemwechsels“ innerhalb relativ kurzer Zeit nur schwer vermittelbar sein. 

2.
Unabhängig von dieser allgemeinen Überlegung ist aber auch die in der Gesetzesbegründung angeführte Lenkungsfunktion des vorgesehenen Wasserentnahmeentgeltes nach Auffassung der Städte und Gemeinden nicht belegt oder auch nur dargetan.

Hierzu ist zunächst anzumerken, dass Studien zum Preiseinfluss auf den Trinkwasserverbrauch in Nordrhein-Westfalen und Hessen zeigen, dass der Rückgang im Verbrauch nur zu einem geringen Teil durch die Erhöhung des Wasserpreises auf Grund des Wasserentnahmeentgeltes zurückzuführen ist (vgl. die Ausführungen des Umweltbundesamts in "Wasserentnahmeentgelte", Teil A I; diese Abhandlung ist auch in der Zeitschrift GWF Wasser Abwasser 2/2005, Seiten 945 ff. erschienen):

"In einer Wirkungsabschätzung für den Bereich der privaten Haushalte kann ... nur ein geringer Lenkungseffekt des Wasserentnahmeentgeltes für den spezifischen Wasserverbrauch ausgemacht werden.

Insgesamt sind die Wirkungen von Wasserentnahmeentgelten nur bedingt zu qualifizieren, da die Einflüsse verschiedener Maßnahmen und Instrumente auf den Wasserhaushalt und -beschaffenheit ausgesprochen intensiv miteinander verflochten sind ... . Die einer Abgabe zugesprochene Anpassungsreaktion lässt sich nur begrenzt nachweisen, sodass die Finanzierungswirkung gegenüber dem Lenkungseffekt überwiegt."

Ist danach die Lenkungswirkung von Wasserentnahmeentgelten bereits im Allgemeinen als gering zu bewerten, so ist davon auszugehen, dass sie insbesondere im Bereich der öffentlichen Wasserversorgung im Saarland gegen Null tendieren wird.

Die öffentliche Wasserversorgung wurde hierzulande bereits vor Jahren auf der Grundlage des Ökologischen Wasserversorgungskonzepts Saar optimiert, in dem Leitlinien zur Sicherung der Wasserversorgung und zum Schutz des Grundwassers unter weitgehender Beachtung der ökologischen Kriterien vorgegeben wurden. Diese Handlungsempfehlungen sind zwischenzeitlich – insbesondere von den öffentlichen Wasserversorgungsunternehmen – weitgehend umgesetzt. Mehrere Gutachten und sonstige Aussagen – auch seitens des Umweltministeriums – attestieren der saarländischen Wasserversorgung eine sowohl ökologisch als auch ökonomisch hervorragende Organisation (vgl. Studie „Wasserversorgung Saar“, Ministerium für Umwelt, November 2006). Zudem liegt der Wasserverbrauch pro Einwohner im Saarland unter dem Bundesdurchschnitt.

Die Gesetzesbegründung enthält keinerlei Ausführungen oder gar Belege dafür, dass und inwieweit dieser positive Entwicklungszustand der öffentlichen Wasserversorgung durch die Erhebung eines Grundwasserentnahmeentgelts gesteigert werden kann. Interessant ist in diesem Zusammenhang u.a. die Frage, ob der Pro-Kopf-Verbrauch an Trinkwasser in den Bundesländern, in denen bereits ein Wasserentnahmeentgelt erhoben wird, wegen dessen Einführung zurückgegangen ist bzw. tatsächlich niedriger ist als im Saarland.

Insbesondere angesichts der fehlenden bzw. nicht nachgewiesenen Lenkungswirkung kommt nach Auffassung der Städte und Gemeinden anderen öffentlichen und privaten Belangen in der erforderlichen Abwägung ein besonderes Gewicht zu. 

Zu berücksichtigen sind hier z. B. die Belastungen von Industrie, Gewerbe und privaten Haushalten durch die Abfall- und erst kürzlich erhöhten und in den nächsten Jahren weiter steigenden Abwassergebühren. Insbesondere bei kinderreichen Familien und einkommensschwachen Haushalten (z. B. Rentnern) kann eine zusätzliche Verteuerung des Wasserpreises – die gerade bei diesen Verbrauchergruppen trotz der in § 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 des Gesetzentwurfs vorgesehenen Freimengenregelung wegen deren   Überschreitung zu erwarten ist – durchaus wesentliche Bedeutung gewinnen. Dass eine derartige Erhöhung des Wasserpreises in der Bevölkerung nicht auf Zustimmung stoßen, sondern im Gegenteil zu massiven öffentlichen Protesten führen wird, liegt auf der Hand. Im Bereich Industrie und Gewerbe wird sich die Verteuerung als Standortnachteil erweisen, der den Maßnahmen der öffentlichen Hand zur Wirtschaftsförderung entgegenwirkt. 

Bemerkenswert erscheint in diesem Zusammenhang, dass nur in zehn der sechzehn Bundesländer ein Wasserentnahmeentgelt erhoben wird (Umweltbundesamt, „Übersicht über die Länderregelungen zu Wasserentnahmeentgelten“, Stand April 2005) und insbesondere die Tatsache, dass in Hessen und Thüringen die Regelungen über die Erhebung von Wasserentnahmeentgelten 2003 bzw. 1999 aufgehoben wurden – offenbar auf Grund der Erkenntnis der fehlenden Lenkungswirkung dieser Entgelte und ihrer negativen Auswirkungen auf Haushalte sowie Industrie und Gewerbe.

3.

Bei der Prüfung der Frage nach der Zweckmäßigkeit eines Grundwasserentnahmeentgeltes ist auch zu berücksichtigen, dass es bei einem – zusätzlich zu dem schon durch die demographische Entwicklung zu erwartenden – weiteren Rückgang des Wasserverbrauchs durch das Grundwasserentnahmeentgelt zu einer Verschärfung der bereits heute im Bereich der Wasserversorgungs- und Abwasserbeseitigungsnetze zu beobachtenden Problematik käme, die zusätzliche Spülungen der Anlagen erfordern und damit den Grundgedanken des sparsamen Wasserverbrauchs konterkarieren würden.

4.
Die Städte und Gemeinden begrüßen es ausdrücklich, dass der vorliegende Gesetzentwurf – entgegen dem ursprünglichen Entwurf des Umweltministeriums – immerhin in   § 1 Abs. 2 Nr. 8 eine Freistellung der „Entnahmen von Grundwasser für den Betrieb von kommunalen Einrichtungen, die der Förderung der Gesundheit und des Sports sowie der Erholung dienen“, vom Grundwasserentnahmeentgelt enthält. Eine Belastung der Kommunen für ihre Wasserentnahmen z. B. im Bereich der Schwimmbäder und Sportanlagen müsste nämlich zwangsläufig an die Nutzer dieser Einrichtungen weitergegeben werden.

Darüber hinaus stellt sich aber auch das Problem der Entnahme von Grundwasser z. B. für Feuerlösch- und Feuerlöschübungszwecke sowie für die Reinigung von Straßen und Abwasseranlagen. Auch diese Aufgaben obliegen den Gemeinden – vergleichbar den in § 1 Abs. 2 Nr. 8 des Gesetzentwurfs genannten Einrichtungen – im Interesse der Gesundheit und darüber hinaus der Sicherheit der Bevölkerung. Auch wenn es sich hierbei um „Pflichtaufgaben“ der Gemeinden handelt, erscheint eine zusätzliche Belastung der Gemeinden mit dem Grundwasserentnahmeentgelt in diesen Bereichen ebenso wenig gerechtfertigt wie im Bereich der „freiwilligen“ kommunalen Einrichtungen.

Die Städte und Gemeinden sind sich bewusst, dass die Ermittlung der für die genannten Zwecke aus der öffentlichen Wasserversorgung entnommenen Wassermengen ungleich schwieriger sein dürfte als die in den in § 1 Abs. 2 Nr. 8 des Gesetzentwurfs genannten Einrichtungen entnommen, die über entsprechende Messgeräte (Wasserzähler) ermittelt werden. Dies darf aber nicht dazu führen, dass die Gemeinden mit ungerechtfertigten Entgelten zusätzlich belastet werden, sondern muss als weiterer Grund gewertet werden, von der Einführung eines Grundwasserentnahmeentgelts Abstand zu nehmen.

5.

In seiner Stellungnahme zum entsprechenden Gesetzentwurf des Umweltministeriums hatte der SSGT zumindest Freistellung der Haushalte vom Grundwasserentnahmeentgelt nach dem Vorbild des  § 1 Abs. 5 des Grundwassergebührengesetz Hamburg in pauschalierter Form gefordert, d.h. durch Abzug eines bestimmten pauschalierten Prozentsatzes für den Haushaltswasserverbrauch von der Jahresfördermenge der Unternehmen der öffentlichen Wasserversorgung. 

Dieses Petitum ist im vorliegenden Gesetzentwurf zwar aufgegriffen worden, allerdings in einer Art und Weise, die bei den Wasserversorgungsunternehmen zu einem unangemessenen und nicht hinnehmbaren Verwaltungsaufwand führen würde und zudem auch datenschutzrechtliche Fragen aufwirft, die im Gesetzentwurf nicht beantwortet werden.

So wird zwar nach § 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 des Gesetzentwurfs „Unternehmen der öffentlichen Wasserversorgung … bei der Berechnung des Grundwasserentnahmeentgelts eine Freimenge in Höhe von 35 Kubikmeter pro versorgtem Einwohner und Jahr eingeräumt“. Das für diese Freimengen gezahlte Grundwasserentnahmeentgelt wird aber dem Wasserversorgungsunternehmen gemäß § 2 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzentwurfs „jeweils für das vergangene Jahr zurückerstattet“, wobei diese Rückerstattung nach § 2 Abs. 4 des Gesetzentwurfs „in voller Höhe an die jeweils versorgten Einwohner… weiterzugeben“ ist.

Eine solche personenbezogene Rückvergütung, die bundesweit einmalig wäre, würde zu erheblichen Belastungen der Wasserversorgungsunternehmen führen, die diese in Form von Preissteigerungen an die Wasserverbraucher weitergeben müssten.

Wasserversorgungsunternehmen rechnen nur über Kunden, d.h. Zähler ab. Eine Zuordnung von Personen zu den einzelnen Zählern findet bislang nicht statt. Die Einführung einer solchen Zuordnung bedingt einen hohen bürokratischen Aufwand, da in den Versorgungsunternehmen die Anzahl der Personen, die von dem jeweiligen Zähler versorgt werden, nicht bekannt ist. Um eine sichere  Zuordnung zu gewährleisten, müsste über eine sehr aufwendige Erhebung für jeden einzelnen Zähler die zugehörige Personenzahl ermittelt werden, die laufend zu aktualisieren wäre.  

Die Problematik einer Erfassung ist insoweit bekannt, als in der Gemeinde Mandelbachtal bis zum Jahr 2007 eine ähnliche Regelung hinsichtlich der Wasserpreise galt, die  allerdings keine Rückvergütung, sondern einen ermäßigten personenbezogenen Tarif vorsah. Der Abgleich mit dem Melderegister erfolgte monatlich und benötigte einen Aufwand von 2 Manntagen bei 4.000 Kunden. Hochgerechnet auf z.B. die Stadtwerke Saarbrücken mit knapp 40.000 Zählern bedeutet dies, dass allein 1 Mitarbeiter nur mit dem Abgleich der Melderegister beschäftigt ist. Darüber hinaus wäre hier erfahrungsgemäß mit einer Vielzahl von Kundenbeschwerden zu rechnen, was wiederum den Verwaltungsaufwand der Versorgungsunternehmen steigern würde. 

Die durch die vorgesehene personenbezogene Rückerstattungsregelung verursachten Kosten stünden jedenfalls gänzlich außer Verhältnis zu den Vorteilen für die Haushaltskunden, die eine Vergütung von maximal 2,45 Euro pro Person und Jahr (0,07 Euro x 35 Kubikmeter) erhalten und zudem über den Wasserpreis mit den Verwaltungskosten der Versorgungsunternehmen belastet würden. 

Zudem stellt sich aber auch die Frage, ob ein Abgleich mit den Melderegistern der Gemeinden, insbesondere wenn es sich um ein privates Wasserversorgungsunternehmen handelt, ohne besondere gesetzliche Regelung unter datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten überhaupt zulässig ist. Der Gesetzentwurf lässt eine Auseinandersetzung mit dieser Problematik vermissen.

Die saarländischen Städte und Gemeinden halten deshalb weiter an ihrem Vorschlag fest, im Gesetz eine Freistellung der Haushalte vom Grundwasserentnahmeentgelt vorzusehen, die entweder in pauschalierter Form vorgenommen werden könnte (d.h. durch Abzug eines bestimmten pauschalierten Prozentsatzes für den Haushaltswasserverbrauch von der Jahresfördermenge der Unternehmen der öffentlichen Wasserversorgung) oder auf konkreten Nachweis des jeweiligen Wasserversorgungsunternehmens über die von privaten Haushalten bezogenen Wassermengen. Bei einem solchen Vorgehen würde der oben beschriebene unverhältnismäßige Verwaltungsaufwand, dessen Kosten letztlich die privaten Verbraucher zu tragen hätten, vermieden. 

6.

Anzumerken bleibt noch, dass der vorliegende Gesetzentwurf keine Befugnisse des Landesamtes für Umwelt- und Arbeitsschutz zur Stundung, zum Erlass und zur Niederschlagung des Grundwasserentnahmeentgeltes vorsieht. Weder enthält der Entwurf diesbezügliche spezifische Regelungen (etwa nach dem Vorbild des § 20 SaarlGebG), noch erklärt § 9 Abs. 1 der Gesetzentwurf die entsprechenden Bestimmungen der AO (§§ 222, 227, 261) für anwendbar. 

Im Falle der Verabschiedung des Gesetzes ist dafür Sorge zu tragen, dass in § 9 des Gesetzentwurfs beim Vollzug des Gesetzes auch die Vorschriften der AO über die Stundung, den Erlass und die Niederschlagung für anwendbar erklärt werden.

Mit der dringenden Bitte, angesichts der dargestellten grundsätzlichen rechtlichen und tatsächlichen Bedenken gegen die Einführung eines Grundwasserentnahmeentgeltes von dem Gesetzesvorhaben insgesamt Abstand zu nehmen, verbleibe ich

mit freundlichen Grüßen

gez. Richard Nospers

SSGT  .   Talstraße 9  .   66119 Saarbrücken
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